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Erscheint wöchentlichdrei Mal — Dienstags , Donnerstags und Sonnabends — in Bogen groß Quart -Format. Der  Vorausbezahlungspreis
betragt für das Quartal 48 Grote. — Auswärtige Bestellungenübernehmen alle Posterpcditionen; hiesige die Redaktion und die Buchdruckerci von H. Klesser, Haarcnstraße 44.

Anzeigen werden die Zeile oder deren Raum mit 1 Grote» bezahlt.

IX. Dienstag , den 23 . März 1852 . 33 .

Bestellungen auf den Beobachter
für das mit dem1. April beginnende zweite Quartal ersucht die Redaction, baldigst erneuern und neue gleichfalls möglichst früh¬
zeitig machen zu wollen. Auswärtige Bestellungen nehmen alle Post -Anstalten des Landes, sowie auch die Haupt-
Postamtö -Zeitungs - Erpedition in Oldenburg in unfrankirten Briefen entgegen; hiesige Bestellungen werden
bei der Redaction des Beobachters oder auch in der Buchdruckerei vonH. Klesser , Haarenstraße Nr. 44, gemacht. Der
Vorauöbezahlungsprcis beträgt für das Vierteljahr 48 Grote.

Da sich „Der Beobachter " immer eines großen Lesekreises zu erfreuen hatte, der sich in neuester Zeit noch sehr be¬
bedeutend erweitert hat, so finden die darin gemachten Anzeigen(Inserate) , welche die Zeile mit 1 Groten bezahlt werden
eine große und entsprechende Verbreitung.

„Der Beobachter " wird auch ferner wöchentlich dreimal in seinem vergrößerten Formate erscheinen und seine bisherige
Tendenz, die Interessen des Landes, des Volks , nach Kräften zu vertheidigen und zu fördern, mit strengsterConsequenzweiter
führen. Er wird der jetzt siegestrunkenen Reaction, die dem Volke nicht das kleinste Recht mehr zugcstehen will, und ihm das
bischen Freiheit, die es sich so schwer errungen, wieder zu entreißen strebt; die das Volk für Null erklärt, nur da nicht, wo sie
von dem Volke zehrt: dieser Reaction, die auch theilweise unter der Schürze der Frau Oldenburgerin ihr Wesen treibt, wird
der Beobachter mit Entschiedenheit entgegcntreten, ihr mit der Fackel der Wahrheit ins Gesicht leuchten, sie mit den Waffen des
Rechts und der Wahrheit zu bekämpfen suchen. Sagt man: „es hilft doch nichts— gegen die Gewalt kann man nicht an
und die Reaction hat jetzt die Gewalt", so erwiedern wir: auch ein Wasscrtropfen, der immer auf dieselbe Stelle fällt, höhlt
endlich einen Stein aus. Wir dürfen nicht den Muth verlieren, — wir müssen beharrlich sein! — mit den Waffen der Wahr¬
heit und des Rechts kämpft es sich gut und wenn diese Waffen auch augenblicklich nicht siegreich zu sein scheinen, so wollen wir
sie doch um alles in der Welt nicht mit andern vertauschen, wollen sie nicht aus den Händen geben, sondern sie muthig schwingen
und, eingedenk des Waffertropfens, immer auf dieselbe Stelle damit klopfen— item, es hilft.

Daß die Wahrheit und das freie Wort, daß die Sache des Volks, die der Beobachter nach Kräften zu vertreten sucht,
im Oldenburger Lande viele und eifrige Anhänger zählt, davon giebt die große Theiluahme, welche der Beobachter von je her,
besonders aber in neuester Zeit gefunden hat, ein erfreuliches Zeichen. Den eifrigen Mitarbeitern am Beobachter statten wir
hiermit unfern Dank ab und bitten zngleich dringend, ihren Eifer nicht erkalten zu lassen, sondern in der, bisherigen Weise
fortzuwirken fiir die gute Sache.

Noch bemerken wir, daß „Der Beobachter " , durch die ihm kürzlich zugewendete regere Theilnahme dazu in den
Stand gesetzt, sich mit Nächstem in einem bessern gefälligem Kleide— bestehend aus neuen Lettern und besserem Papiere —
seinen Lesern präsentiren wird. Auch wird durch die neue Schrift mehr Inhalt ermöglicht werden.

Deutschland
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(21 . Sitzung, März 19.) In Beziehung
auf die Eingänge ist nur der sich häufenden
Petitionen gegen den Zollanschluß zu er¬
wähnen; für denselben ist noch keine einzige
eingekommeu.

(Tagesordnung) : Rüder nimmt seinen
Antrag auf eine» allgemeinen Pctitionsaus-
schuß zurück und schließt sich in Betreff der
vom Kirchspiclsausschusse zu Varel begehrten
Anklage des Finanzministcrs dem Anträge
Böckels an, nach welchem zur Prüfung dieses
Verlangens ein besonderer Ausschuß zu wählen.
Diese Wahl wird beschlossen.

Dann folgt die Fortsetzung der Verhand¬
lung über die Revision des Staatsgrundge-
sctzes. Die Anträge des Ausschusses wurden,
mit Ausnahme eines einzigen, sämmtlich an¬
genommen. Dieser betrifft die Titel. Der
Entwurf will das Titelwese» wieder ein¬

führen und hat daher die Bestimmung des
Staatsgrundgesetzes:

„Alle Titel, insoweit sie nicht mit einem
Amte verbunden sind, sind aufgehoben
und dürfen nie wieder cingcführtwerden",
(Art. 33.)

gestrichen. Der Ausschuß wollte die Ent¬
scheidung in den Abschnitt: „Vom Staats¬
dienste" verweisen, weil die Bestimmung nur
bei im Dienste stehenden Staatsdicncrn von
Bedeutung sei. Die Mehrheit, zugleich keine
Veranlassung findend, die Verleihung von
Titeln an Privatpersonen grundgesetzlich zu
verbieten, erklärte sich mit der Streichung
einverstanden und wollte, daß an der be¬
treffenden Stelle gesagt werde:

„Das Gesetz hat insbesondereauch wegen
Besoldungen, Pcnsionirungcu und der
mit einem jeden Amte zu verbindenden
bestimmten Titel" rc.

Eine Minderheit beantragte folgende Fas¬
sung:

„Das Gesetz hat insbesondere auch wegen
Besoldungen, Pensionirung von Titeln,
welche jedoch auch ferner nur mit einem
Amte verbunden werden dürfen" rc.

damit Beamte, bis zur Erlassung des neuen
Gesetzes über den Staatsdienst, keinen mit
ihrem Amte nicht verbundenenTitel tragen
dürfen. Wir freuen uns, daß Niemand über
die Lapalie das Wort nahm. Die home¬
rische Heiterkeit der Versammlung, als sich
bei der AbstimmungGleichheit der Stimmen
ergab, beweis't, daß die Lächerlichkeit und
Erbärmlichkeit unserer Titel, Titulaturen
und des ganzen Titclwcscns nachgeradeall¬
gemein empfunden wird. Die Abstimmung
muß nach der Geschäftsordnung in der
nächsten Sitzung wiederholt werden.

Nur zwei Gegenständegaben zu einer Dis¬
kussion Veranlassung, der erste, bctr. die Be¬
fähigung zu Staatsämtern, der zweite, betr.
die Wiedereinführung der Stellvertretung
im Militair.



Was den erster , betrifft, " so sagt daS
Staatsgrundgesetz:

„Die öffentlichen Aemter sind für alle
Befähigten gleich zugänglich " , ( Art . 33 .)

wogegen der Ausschuß den Zusatz des Ent¬
wurfes :

„unter Erfüllung der von den Gesetzen
festgcstellten Bedingungen"

zur Annahme empfahl . Den Ausschußan¬
trag verteidigten : von Finckh , Rüder,
Schlotfer ( Berichterstatter ) , Selckmann II .,
Wibel ll . und führten aus , daß zu den öffent¬
lichen Acmtern eine bestimmte wissenschaft¬
lich« Durchbildung , ein umgränztcr Cursus
nur befähige , worüber feste gesetzliche Be¬
stimmungen erforderlich seien , wobei der Be¬
richterstatter bemerkte , daß selbst die Luft der
Akademien eine zum Staatsamtc nothwen-
dige wissenschaftliche Bildung cinhauche . —
Die Opposition ( Böckcl , Mölling , Wibcl I .)
gab die Nothwendigkcit der Prüfung zu , wicS
indeß auf das Staatsgrundzefttz hin , welches
„die Befähigung " zum Amte fordere , mithin
auch deren Nachmessung . Der Staat habe
nur die Befähigung zu fordern , nichts weiter;
woher Jemand und in wie kurzer oder wie
langer Zeit diese Befähigung erworben sei,
gehe den Staat nichts an . Sie wollte den
alten Schlendrian von Abiturienten - und
Maturitätszeugnissen , Quadrieunium und
Triennium abgcschafft wissen , wies nach , daß
die langen für das acadcmische Studium fest-
gestellten Zeiträume häufig die Jugend ver¬
führten , einen Thcil der Zeit zu vergeuden,
daß unmöglich , wer durch Talent , Fleiß und
Anstrengung in kurzer Zeit sich fähig ge¬
macht , darunter leiden könne , daß Andere dazu
längere Zeit gebrauchten ; daß der proviso¬
rische Dienst die beste Schule und Prüfung
sei , und daß cs mehr und mehr fraglich werde,
ob die trübe verdumpfende Luft und das pe¬
dantische Zunftwesen der deutschen Akademien
die wahre zum öffentlichen Amte erforderliche
Durchbildung überall zu gewähren ver¬
möchten . —

Der Antrag des Ausschusses wurde , wie
gesagt , angenommen.

Ucbcr den zweiten Gegenstand , die Wieder¬
einführung der Stellvertretung zum Mtlitair,
sprach Niebour , von Bergmann und Böckel
unterstützt und setzte in einem ausführlichen
anschauligen Vortrage die bedeutenden Nach-
theih ? der Stellvertretung in militäirischcr
Hinsicht auseinander , daß dadurch die In¬
telligenz und die damit verbundene höhere
Sittlichkeit zurückgedrängt , die Rohheit be¬
fördert , der Geist der Hingebung und die
höhere Idee , die sichere Quelle dcS Sieges
dadurch leicht in den Mechanismus der Dis-
ciplin verwandelt , die Abkürzung der Prä-
scnzzcit erschwert werde , und daß mit der
Verpflichtung gegen den Staat überhaupt
kein Handel getrieben werden dürfe . — Diese
Ansicht wurde vorzugsweise von Selckmann II.
bekämpft , welcher zunächst auf die Bundes-
gesetzgebung hinwics , die eine Abkürzung der
Präsenzzcit nicht zulasse ; daß cs besser sei,
Leute in den Dienst zu zichn , die gern dienen;
(Stellvertreter — ist die Liebe zum Gelde gleich
mit Liebe zum Dienst ? — ) als die dazu gezwun¬
gen würden ; daß die Stellvertretung mehr
eine Wohlthat als eine Last für den Gerin¬
gen sei, der dadurch oft ein kleines Capital
gewinne , um seine künftige Existenz zu sichern;
daß auch die Erfüllung der Pflichten gegen
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den Staat vertreten werden könne ; daß unser
Militair nur der kleine Thcil eines größern
Corps sei und wir nicht wohl uns den Be¬
stimmungen der Nachbarländer entziehen könn¬
ten ; daß endlich die öffentliche Meinung sich
im Lande entschieden für die Beibehaltung
der Stellvertretung aussprcche.

Die staatögrundgcsctzlichc Wiedereinfüh¬
rung der Stellvertretung wurde hierauf in
namentlicher Abstimmung gegen 8 Stimmen
beschlossen . Schließlich wurden in den Aus¬
schuß , bctr . Enteignungen in Deichsachcn ge¬
wählt : Bargmann , Bulling , Pancratz , Rüder,
Strackerjan I . ; in den Ausschuß über den
Antrag einer Anklage gegen den Finanzmi¬
nister : Niebcrding , Strackerjan .I ., Twicst-
meier , v . Wcddcrkop , Zedelius.

Elsffleth , März. ( Aus einem Briefe.)
Der Anschluß Oldenburgs an den Scptcm-
bervertrag ist ein Donncrschlag für unsere
Geldaristokratie . Es soll von derselben eine
Deputation an ihren  Abgeordneten Zedelius
beschlossen sein , um denselben zu veranlassen,
im Landtage kräftigst gegen  den Anschluß
zu stimmen . Die Herren hätten in dieser
Landcökalamität vielleicht lieber einen Oppo-
sitionsmann zum Abgeordneten . Aber so
gcht 's!

Bremen , 20. März. Der Bundcsbe-
schluß in unserer Vcrfassungsangelegcnheit
ist gestern durch öffentliche Bekanntmachung
des Senats zur Kenntniß des posnüus ge¬
bracht . Die deutsche Bundesversammlung hat
gefunden , daß unsere Verfassung nicht so
bleiben kann wie sic ist , sondern bedeutenden
Verbesserungen unterliegen müsse , zu dem
Ende hat hohe Bundesversammlung allerlei
Abänderungen für die ihr ungenügende Ver¬
fassung der freien Stadt  Bremen be¬
schlossen , unter andern auch hält sic „ nament¬
lich eine neue Wahlordnung für die
Vertretung der Bürgerschaft  und ein
neues Gesetz über die Deputationen für sehr
dringend und will , daß Bedacht auf schleu¬
nige , eventuell provisorische , neue Bestim¬
mungen in diesen Beziehungen genommen
werde " ; auch „ beschließt sie, einen Bundes-
commissair  nach Bremen zu senden , damit
derselbe bei den fernern Schritten des Se¬
nats der freien Stadt Bremen die Rechte
und Befugnisse des Bundes wahrnehme und
geltend mache " re. — Die Hannov . Presse
sagt : Wir bitten , es nicht zu vergessen , daß
ein wesentlicher Anthcil an dem Verdienste
dieser Bundestags -Intervention dem bekann¬
ten Liberalen und Diplomaten — wir wissen
nicht , was von beiden er mehr ist — Herrn
Bürgermeister Smidt,  gebührt.

Hannover , 19. März. Die Märzfeier
unserer Bürgerwehr hat gestern in gewohnter
Weise und dem Programm gemäß stattge¬
funden . Bei der Parade , die von 3 Uhr an
auf der Georgöstraße abgehalten wurde , war
die Bürgerwchr sehr zahlreich erschienen ; der
Parademarsch vor dem General Hrn . Kraul
ging in schönster Ordnung von Statten ; daS
schwarz - roth - goldene Banner wehte stolz an den
Fenstern der aristokratischen Häuser vorüber.

Kiel , 16. März. Die Ablieferung des
gcsammten Militärwesens des Herzogthums
Holstein ist nunmehr vollständig beschafft,
und sind die letzten schleswig - holsteinischen
Militärbenmtcn entlassen ; nur die Militär¬
ärzte stehen noch in der Schwebe . Man
spricht davon , der bereits vollständig auö-

gearbeilete Plan zur Reorganisation der auf
52 Bataillone zu bringenden „ dänischen"
Armee solle nun nächstens ins Leben treten . —
Aus Flensburg  geht den „ Hamb . N ." von
Männern , welche nichts weniger als schles¬
wig -holsteinisch gesinnt sind , ein Schreiben
zu , aus welchem sich ergiebt , daß in dem
unglücklichen Lande , für das mit der Crnci !-
nung des Kopenhagener Januar - Ministe¬
riums bessere Zeiten anbrechen sollten , leider
die alten Uebelstände des verrufenen Til-
lisch 'schen Systems noch immer unverändert
andauern.

Berlin , 18. März. Von Märzfeier nichts.
Der Friedrichshain ist seit Sonntag zahlreich
besucht und die Gräber der dort ruhenden
Märzkämpfer wurden von den Angehörigen
mit Blumen und Kränzen geschmückt . Gestern
Nachmittag besetzte eine Abtheilung Constabler
den Friedrichshain ; die Besucher räumte»
ihnen den Platz.

Morgen hält der König eine große Parade
unter den Linden . Vor vier Jahren that
er ' s nicht.

— 19 . März . Gestern Nachmittag starb
hier , nach nur dreitägigem Krankenlager , der
bekannte dramatische Schriftsteller vr . Ernst
Raupach , wahrscheinlich am Lungenschlag;
die Nat . Z . sagt , an einem heftigen Nerven¬
fieber.

Stuttgart , 17. März. (Franks. I .)
In der heutigen Sitzung der zweiten Kammer
brachte Justiz -Minister v . Plcsscn einen Ge¬
setz- Entwurf zur Herstellung der To des-
und Prügelstrafe  ein . Die erstcre soll
namentlich auch bei thätlichen Angriffen auf
den König , so wie bei Hochverrat !), wenn die
Selbstständigkeit des würtcmbcrgischcn Staa¬
tes angegriffen wird , in Anwendung kommen.
Prügel sollen bis zu der Zahl von fünfzig
steigen können . —

Frankreich.
Paris , 16. März. Die Verwirrung wird

immer größer , wir befinden uns wie in einem
Gestrüpp , in dem man nicht gehen , nicht
springen , nicht laufen , sondern gar nichts,
als stolpern und fallen kann . Täglich kom¬
men neue Beweise dafür vor , daß L. Napoleon
an dem Wirrwarr der Verhältnisse zu Grunde
gehen müßte , auch wenn nicht andere Noth-
wendigkciten seinen Fall herbeiführtcn.

— Die erste Schüssel der großen auto-
kratischen Schwelgerei ist servirt . Das
Budget für 1852 ist veröffentlicht ; Se.
prinzpräsidcntlichc Schwindelei hat sich daS
Privatvergnügen nicht versagen können , cs
zu octrvyiren . Die Ausgaben sind auf 1071 /̂z
Millionen , die Einnahmen auf 1017 */,
Mill . Frs . angeschlagen so daß ein Deficit
von etwa 54 Millionen Frs . bleibt , das man
durch Kreditüberschüssc und vermehrte Re¬
venuen ans den indirekten Steuern gedeckt
zu sehen hofft . — Das Einkommen des
Staatsoberhaupts ist nicht mit einbegriffen;
dasselbe soll erst durch den Senat festgestcllt
werden.

— Die Gerüchte von einem bevorstehenden
Miuisterwcchscl erhalten sich fortwährend.
In wohl unterrichteten Kreisen will man
wissen , daß der Pamphlctist Romicn den
Herrn Persigny ersetzen werde . Dieser selbst
wird Großkanzlcr des Kaiserreichs . Das
Kaiserreich soll im April proclamirt werden
oder im wund :rschönen Monat Mai , da alle
Knospen springen.



Die innere Mission.
Der „ Anfrage und Bitte " einiger wißbegierigen Leser des

Beobachter « zu begegnen , wollen wir in Nachfolgendem kurz aus¬
einander setzen , waS es mit der „ innern Mission " auf,sich
hat . Eine weit verzweigte Verbindung , welche die Bekehrung
der Heiden zum Zweck hat und sich MissionSgescllschaft nennt,
besteht schon lange . Sic wurde in England gegen Ende des
vorigen Jahrhunderts gestiftet und hat sich über die alte und
neue Welt ausgebreitct . Die „ innere Mission " dagegen hat
cs nur einzig und allein auf die Verbreitung des protestantischen
Christcnthums ( des christlichen Glaubens ) im Vaterlande
abgesehen ; sie will die Namenchristcn im Vaterlande wieder
zum lebendigen Glauben erwecken . Aus diesem Grunde nennt
sie sich die „ innere " Mission . Dies Institut ist noch jung;
von dem Candidaten vr . Wiehern in Hamburg begründet , ge¬
winnt cs von Tage zu Tage eine größere Ausdehnung und hat
schon jetzt für mehre Städte und Gegenden Deutschlands eine
nicht unwichtige Bedeutung erlangt.

Die Grundanstalt des ganzen Instituts ist das sogenannte
„rauhe Haus " zu Horn bei Hamburg , dessen Vorstand der
Candidat Wich ern ist ; ursprünglich und seinem Hauptzwecke
nach war und ist dasselbe auch noch jetzt eine „ Rettungsanstalt"
für verwahrloste Kinder . In neuester Zeit dient diese Anstalt
aber auch noch andern Zwecken , namentlich werden Missions-
Prediger dort vorbereitet . — Wenn wir sagten , die „ innere
Mission " wolle zum Glauben erwecken oder den Glauben ver¬
breiten , so habe » wir eigentlich das Mittel vor dem Zweck ge¬
nannt . Ihr Zweck ist , so sagt man , der leiblichen und geistigen
Noth abzuhelfen ; dem Elende , dem Hunger , der Sünde zu
steuern und zwar durch die Verkündigung des Evangeliums und
die brüderliche Handreichung der christlichen Liebe . Der Verein
der inner » Mission ist ein evangelischer und beschränkt seine
Thätigkcit auf die „ Rettung des evangelischen Volks " .

Ei , wird Mancher denken , das ist ja Alles recht schön und
gut ! — möchte doch die innere Mission auch zu uns kommen
und ihren Segen auch über uns ausschüllcn ; denn cs sicht auch
bei uns in manchen Kreisen gar traurig aus . — .

O ja , jene Worte klingen recht hübsch und die „ innere >
Mission " hat ihr Aushängeschild gut gewählt , — es sieht sehr
einladend aus , — aber im Innern  der „ inner » Mission ^, da
sieht es gar finster und schauerlich aus.

Kürzlich hat der frühere Seminardirector Diesterweg  in
Berlin sich unter Andern auch folgendermaßen über die „ innere
Mission " vernehmen lassen * ) :

„Die innere Mission ist ein Institut der Reaction , dient
der Reaction auf dem Gebiete des religiösen und geistigen Lebens
überhaupt , im Besondcrn auf dem politischen . Erkennen läßt
sich dies schon aus den von andern Seiten her bekannten An¬
sichten der Führer der inner » Mission ; zur untrüglichen Gewiß¬
heit gelangt man darüber aus dem Beifall , mit welchem all¬
überall die innere Mission von den Koryphäen der politischen
Reaction begrüßt worden ist und unterstützt wird . Das ist eine
unwiderlegliche , handgreifliche und deutlichst redende Thatsache.
Der politische Absolutismus ist der Bruder des kirchlichen ; der
politische Rcactionär ist auch ein kirchlicher , oder er versteht sich
selber nicht . Die innere Mission trägt den kirchlichen Absolutis¬
mus unter das Volk , verbreitet ihn unter der Jugend , bemäch¬
tigt sich der Schule » , stiftet besonders darum „ Rcttungshäuscr " ,
trifft Anstalten zu Kindergottcsdicnstcn , verfaßt in diesem Sinne
Volksschriftcn , legt in diesem Sinne das Evangelium aus , ent¬
sendet zu dem Behufc Exporteure , welche Privilegien ( steuer¬
freie Erlaubnißscheinc !) genießen , ernennt Stadt - und Land-
missionärc , ruft Prediger - und Lehrcrvcreinc zum Anschlüsse auf,
schafft bedeutende Summen herbei w . w. — Wenn das nicht
gefährliche Tendenzen und Unternehmungen sind , wenn das
Institut kein gefährliches , kein frcihcitSfcindliches ist , dann gicbt
cs keine gefährlichen Dinge , keine gefährlichen Vereine ."

„Herr Wichern  erklärt offen diese Tendenz . Das Jahr
t848 ist ihm in jeder Beziehung ein Jahr des Abfalls , der
Untreue , der Gottlosigkeit , der Auflehnung gegen göttliche und
menschliche Gesetze , dcS Atheismus , des Hasses aller Religion,
und alles dieses eine Folge der Abschwächung des Kirchcnthums
und der kirchlichen Bekenntnisse , „der Entfremdung der

*3 In seinem Jichrbnchc für 18§2. Auch als Vrochüre für sich gedruckt.

Gemüther vom  christlichen Glauben " . Er erklärt offen,
daß jeder Negierung , die Gewalt über uns hat , sie habe ihren
Ursprung woher sic wolle , unbedingt zu gehorchen Und zu dienen
sei. Er fragt nicht nach Recht und Gesetzmäßigkeit , nach Heilig-
haltung von Eidschwüren und Versprechen ; er Macht den Menschen
zu einem bürgerlichen , wie zu einem religiösen Knechte . In
Uebcreinstimmuiig mit diesen Ansichten erklärt Hengstenberg , daß
unsere Truppen in den Jahren t 848 — 49 in Holstein für Re¬
bellen gcfochten haben ."

„Gelänge das Werk der inner » Mission in dem Umfange , wie
es die Führer beabsichtigen ; gelänge es , wie es bereits in einzelnen
Städten gelungen scheint , ganz Deutschland mit dem Netze der
„inner » Mission " zu überziehen , in welchem in jeder Masche ein
Verein der „ Gläubigen " wirkte , um alle freien Geister darin zu
fangen : — die Folgen ließen sich nicht berechnen , obgleich sie zum
Thcil schon vor Augen liegen . Sie wären:

Knechtung der Vernunft , Beschwören von Lehrformeln , Ab¬
hängigkeit des Menschen von geistlichen Obern , Priesterherrschaft

! uns Hierarchie — politische und bürgerliche Unfreiheit und Abhän-
! gigkeit , unbedingtes Beamtenregiment , Willkürherrschaft oder auch
! Despotismus , — religiöser und politischer Absolutismus Unfrei-
^ heit der Einzelnen und der Nationen in jeder Beziehung , Herrschaft
i der Autorität und damit Vernichtung aller Gcistesfreiheit auf dem
^ Gebiete der Wissenschaften wie der Religion , der Politik und des
i öffentlichen Lebens , — kurz Untergang aller Fortschritte der Mensch¬

heit seit Jahrhunderten . Der inner » Mission ist nichts furchtbarer
als das Streben der Neuzeit nach Befreiung von Schranken,
nach freier Entwickelung , nach Emancipation . Sic erblickt darin
ein Werk des Teufels , und Herr Wichern  spricht es aus , daß
die Menschen dieser Zeit nicht bloß der Irreligiosität und dem
Unglauben w. , sondern ganz eigentlich dem „Satanismns"
verfallen seien . "

„Nach diesen Erklärungen gilt es hier einen Kampf auf
Leben und Tod , der Dämon der Finsterniß streitet mit dem
Engel des Lichts ; das Feldgcschrci ist daher : innere Mission
oder freie Selbstbestimmung ."

In Summa charactcrisirt Dicsterwcg schließlich die innere Mission
t . als ein zeit - oder kulturwidrigeö Institut;
2 . als ein der inncrn Lauterkeit des Menschen gefähr¬

liches Institut;
3 . als ein antisociales Institut;
4 . als ein antinationalcs,
5 . als ein absolutistisches und reaktionäres,
6 . als ein antireligiöses und antichristliches Institut.

Durch diese Zeilen denken wir vielen Lesern , besonders aber
den wißbegierigen , die in der vorigen Nummer des Beobachters
den Wunsch aussprachcn , sich über das Wesen der „ innern
Mission " belehren zu lassen , Lust erweckt zu haben , sich mit der
höchst interessanten Abhandlung von Diesterweg . näher bekannt
zu machen.

Schließlich haben wir noch die Bemerkung nachzntragen , daß
auch unter uns die „ innere Mission " vielleicht schon im Werden be¬
griffen ist . Wir haben unlängst in diesen Blättern des bei Olden¬
burg begründeten „Eichenhofs"  erwähnt , wobei wir aber , wie
neulich schon bemerkt , voraussctztc » , daß es eine Anstalt zur Men¬
schenbildung im Sinne und Geiste Pestalozzi 's werden sollte.
In dieser Voraussetzung haben wir geirrt , so viel wissen wir
schon ; ob aber der „Eichenhof"  als „ RettungShaus " und
Filial des „Rauhen Hauses"  und damit eine Anstalt im
Dienste der „innern Mission"  werden soll , das wissen wir
noch nicht gewiß ; Dies und Jenes läßt es aber vermuthen,
z. B . dies , daß man den „Hausvater " des „ Eichenhoss"
das „ Rauhe Haus"  hat besuchen lassen , wie wir hören aus
längere Zeit ; daß im „ Eichcnhof " viel gebetet werden soll , und
noch manches Andere spricht für die Vcrmnthung.

Wir werden nach Umständen auf den Gegenstand zurück-
kommcn . —

Das kleine Oldenburg
und

der große königlich preußische Zollverein.
In der Preußischen Zeitung vom 11 . März steht eine Note beS

StaatSministcrs v. Manteuffel zu lesen , in welcher folgende für das
kleine Oldenburg und namentlich unsere Landtagsabgrordnekcn sehr
bemcrkenswerthc Stelle,vorkommt:



„Es ist dazu zu bemerken, daß in Ansehung dieses Vertrages
nach erfolgter Zustimmung der beiderseitigen Landcsvertretungen
von Seiten der kvnigl. hannoverschen Regierung mittelst Note vom
23. V.M. die Erklärung abgegeben ist: daß dieselbe— die Ermög¬
lichung der Ausführung des Separat - Artikels 11
durch die Zustimmung Oldenburgs vorausgesetzt  —
den bei der Vollziehung des Vertrags vom 7. S eptcmber  v.J.
in Betreff der ständischen Zustimmung  gemachten Vorbe¬
halt ihrerseits für erledigt annchmen werde, sobald der Austausch
der Ratificationen deS Eiscnbahnvertragcsvom 27. Januar d. I.
erfolgt und der konigl. prcußischerseits zu demselben gemachte Vor¬
behalt in Betreff der Zustimmung der preußischen Landesvertretung
erledigt sein wird."

Herr von Manteuffel setzt freilich in seinem absolutistischen
Uebermuthe hinzu:

„Der Beitritt Oldenburgs ist erfolgt!"
Wir aber wissen das besser. Der Beitritt Oldenburgs ist nicht
erfolgt, wenn  24 von unseren Landtagsmitgliedcrnihre Zustim¬
mung dazu verweigern.

Wir ersehen aber noch zweierlei aus dieser Note.
Erstlich steht es hier schwarz auf weiß: Hannover hat die

Gültigkeit des ganzen Septembervertrages, dem Preußen so
enorme Wichtigkeit beilegt, von der Zustimmung Oldenburgs
mit ausdrücklichen dürren Worten abhängig gemacht. Das kleine
Oldenburg gewinnt dadurch eine wundersame Bedeutung! Das
kleine Oldenburg, dem Herr Rüder immer so sehr anräth, seine
Kleinheit zu bedenken und demüthig gegen andere Großmächte
zu sein, — das kleine Oldenburg kann diesmal den Kopf ziem¬
lich hoch tragen, und wir sollten uns so für nichts und wieder
nichts, wie es Herrn SteuerdirektorMeier  gut gedünkt hat, ver-
haikdelir lassen?

Ein Zweites, welches wir aus jenem preußischen Ministertal-
erlaß ersehen, ist, daß die königlich Hannoversche Regierung die
Gültigkeit des Septcmbcrvertragcszweitens abhängig gemacht hat
von Bewilligungen, welche Hannover für seine Eisenbahn-Unter¬
nehmungen von Preußen fordert, und das ist rechtschaffenund brav
von der Hannoverschen Regierung. Sic kann es aber auch nur
rechtschaffen und brav finde», wenn die Oldenburgische Regierung
an sie dieselbe Forderung stellt.

Die Lage der Sache ist so, daß Oldenburg ungefähr fordern
kann, was cs will . Und Oldenburg hat bisher fast nichts ge¬
fordert, und von dem Wenigen, was es forderte, so gut wie nichts
erhalten. Möge unser Landtag ein Einsehen thun!

In unserer Stadt Oldenburg ist vorherrschende Agitation
gegen  den Anschluß; und die Residenzstadt Oldenburg hat 4 Ab¬
geordneten mit ihrer Wahl beehrt, die Herren Zebelins, Rüder,
Jnhülsen und Becker. Von diesen thatcn ihr freilich die Herren
Zcdclius und Rüder die Ehre an, die Wahl in Elsfleth und Brake
vorzuziehcn. Aber in Elsfleth und Brake soll die Stimmung gegen
den Septembervertrag wohl ebenso sein wie in Oldenburg.

Zur Erwiederung
auf die in Nr. 30 des Beobachters an mich gerichtete Aufforderung.

Lieber Herr!
Ich bin augenblicklich mit meinem lieben Vieh auf dem Stalle

so sehr beschäftigt, daß ich für Sie keine Zeit übrig habe. Sobald
jenes meine Fürsorge nicht mehr so dringend erheischt, werde ich
Ihnen zu Diensten stehen.

Der Israelit Schwabe  in Schwciburg.
Berichtigung . In derv. Nr. Sp. t Z. tS v. u. muß cS heißen: eine

Cutincr  st. „ein Eminer" ; Sp . 5 Z. 34 v. u. Anklage  st. „Auslage" ;
Retactcur: Wilhelm Calbcrla.

Bestellungen auf die Hannoversche Presse
für das mit dem 1. April beginnende Quartal wolle man bei den Postämtern baldigst erneuern, neue ebenso zeitig auf¬
geben. Die „Hannoversche Presse"  wird auch ferner täglich in einem Foliobogcn erscheinen und nach wie vor den
hannoverschen Angelegenheiten die eifrigste Beachtung widmen, namentlich die Landtagsberichte  rasch und vollständig
liefern und die Schwurgerichtsverhandlungen  aus allen Provinzen in umfassendenUebcrsichtcn darstcllcn. Wichtigere
Nachrichten erhalten wir auf telegraphischem  Wege und theilcn solche nötigenfalls durch Extrablätter  mit . Preis
für das Vierteljahr 1 Shir . ercl. Postaufschlag. Inserate — 1 Ggr. für die Petitzeile — finden die größtmögliche-
Verbreitung, da die Presse in vielen Thcilen des Königreichs das bei weitem gclesenste Blatt ist.

Anzeigen.
Der versammelte Landtag wird im Inter¬

esse des Landes aufgcfordert, eine Miß¬
trauens-Erklärung gegen das jetzige Staats-
Ministerium auf die Tagesordnungzu bringen
und Sr . König!. Hoheit dem Großherzog
durch Abgeordnete oder durch eine schriftlich
zu übersendende Ausfertigung übergeben zu
lassen. Sie würde ihre Begründung etwa
folgender Maßen finden:

„Das Staatsministerium habe durch
den Abschluß des Vertrags vom 1. Marz
über den Beitritt Oldenburgs zum Preu¬
ßischen Zollverbande die Landes-Jntercssen
so sehr verletzt, daß der Landtag es tief be¬
dauern müßte, zur Fortsetzung einer fer- .
ncrcn Geschäfts- Verhandlung mit einem
solchen Ministerium genöthigt zu werden,

, es vielmehr dem weiseren Ermessen Sr.
Königlichen Hoheit des Großherzogsan¬
heim zu geben für Pflicht halten möchte,
durch die Entlassung dieses Ministeriums
und durch die Wahl eines neuen, etwa mit
Beibehaltung des jetzigen Vorstandes der
Abthcilnng deS Innern , für das materielle
Wohl dcö Vaterlandes landesherrliche
Fürsorge treffen zu wollen, wobei der Land¬
tag cs dem Ermessen des gnädigsten Lan-
dcsfürsten gleichfalls unterbreitenmöchte,
durch Verminderungder Zahl der verant¬
wortlichen Räthe der Krone bis auf einen
oder höchstens drei, und durch die Wahl
zwischen zwei Vcrwaltungsshstemen, dem
rein materiell-burcaukratischen( mit Auf¬

lösung der Mittclbehörden: Regierung und
Kammer) und dem rein cvllegialischen
(mit Auflösung der Ministerial-Abthei-
lungen und persönlicher Uebernahme des
Vorsitzes im Regierungs-Collegium) eine
nothwendige Vereinfachungund Kosten-
Verminderung der ganzen höheren Staats¬
verwaltung baldthunlichst herbeizuführcn."
Einer Begründung dieses gerechten Wun¬

sches bedarf cs bei dem cinmüthigen Noth-
schrei tiefer Entrüstung über jenen bedauer¬
lichen Vertrag, wie es sich selbst in den
regierungsfreundlichenOrganen der Presse
allgemein kundgegcben hat, wahrlich nicht.

Oldenburg, 1852 März 19.
W. F. K.

Ist zur Insertion in die Oldenb . An¬
zeigen  nicht geeignet befunden.

Oldenburg, 1852 März 19.
Nedaction der Anzeigen,

(gez.) Quathamcr.
Abzudruckcn in den tolerirten Privat -An-

zeigeblättern: „Oldenburger Zeitung" und
„Beobachter" gegen Jnsertionsgebühren, vor¬
behältlich der wohlbcgründctcn Anträge auf
Bestrafung des Nedactcurs der Oldenb. An¬
zeigen, bez. seines Vorgesetzten wegen rcchts-
und gesetzwidriger Censur-Anmaßnng.

Oldenburg, 1852 März 19. Nachm.
W. F. Köhler.

Aufforderung.
Oldenburg.  Von der Annahme oder

Ablehnung dcö s. g. September- Vertrages

über Anschluß an den Zoll-Verein, nament¬
lich ohne Bremen, hängt das Wohl und Wehe
unseres lieben Vaterlandes und vieler Fami¬
lien ab. Wenn gleich unsere Abgeordneten
berechtigt sein mögen, nur nach ihrer Uebcr-
zeugung zu stimmen, so halten wir doch dafür,
daß sie in diesem außerordentlichen Falle ihrer
persönlichen Ansicht nicht allein  folgen,
wenigstens nicht die Verantwortung auf sich
laden dürfen, umsoweniger, da die Wahl
manchmal durch Zufälligkeiten oder Umtriebe
geleitet wird. Wir fordern daher sämmtliche
Wahlmänner zu Volksversammlungenauf,
um die Mehrheit der Ansicht ihres KreiseS
zu vernehmen und die Ansichten und Wünsche
derselben ihren gewählten Abgeordneten mit-
zutheilen. Die rosp. Abgeordneten, welche
wir verpflichtet halten, nach dem Wunsch
ihrer Wähler zu verfahren und im Sinne
ihres Kreises und des Landes zu handeln,
würden wohlthun, ihr Mandat nicdcrzulegen,
wenn der Volköwille nicht mit ihren Ansichten
übcreinstimmt, oder Verhältnisse ihnen nicht
gestatten sollten, ihre Meinung frei zu äußern.

Mehrere Vatcrlandsfrcunde.

zu einer weiteren Äerathung , den Kep-
tember- Vertrag betreffend, Mittwochen
den 24-. d. M ., Abends 8 Uhr , im
Nruenhanse. Der Ausschuß.

Druck von Heinrich Kl  esser in Oldenburg.



Ein Volksblatt.
Erscheint wöchentlichdrei Mal — Dienstags , Donnerstags und Sonnabends — in Bogen groß Quart-Format. Der  Vorausbezahlung 'spret»
beträgt für das Quartal48 Grote. — Auswärtige Bestellungenübernehmen alle Posterpcditionen; hiesige die Rcdaetion und die Bnchdruckcrc! vonH. Klesser, Haarenstraßc44.

Anzeige » werden die Zeile oder deren Raum mit l Grotcn bezahlt.

IX. ^Iu-8Lllx. Donnerstag, den 25. März 1852. 34.

Bestellungen auf den Beobachter
für das mit dem1. April beginnendezweite Quartal ersucht die Redaction, baldigst erneuern und neue gleichfallsmöglichst früh¬
zeitig machen zu wollen. Auswärtige Bestellungen nehmen alle Post -Anstalten des Landes, sowie auch die Haupt-
Postamts -Zeitungs - Erpedition in Oldenburg in unfrankirten Briefen entgegen; hiesige Bestellungen werden
bei der Redactton des Beobachters oder auch in der Buchdruckerei vonH. Klesser , Haarenstraße Nr. 44, gemacht. Der
Vorausbezahlnngspreis beträgt für das Vierteljahr 48 Grote.

Da sich»Der Beobachter " immer eines großen Lesekreises zu erfreuen hatte, der sich in neuester Zeit noch sehr be-
bedeutend erweitert hat, so finden die darin gemachten Anzeigen(Inserate) , welche die Zeile mit l Groten bezahlt werden
eine große und entsprechende Verbreitung.

^Der Beobachter " wird auch ferner wöchentlich dreimal in seinem vergrößertenFormate erscheinen und seine bisherige
Tendenz, die Interessen des Landes, des Volks , nach Kräften zu vertheidigenund zu fördern, mit strengster Konsequenz weiter
führen. Er wird der jetzt siegestrunkenenReaction, die dem Volke nicht das kleinste Recht inehr zugcstehen will, und ihm das
bischen Freiheit, die es sich so schwer errungen, wieder zu entreißen strebt; die das Volk für Null erklärt, nur da nicht, wo sie
von dem Volke zehrt: dieser Reaction, die auch theilweise unter der Schürze der Frau Oldenburgerin ihr Wesen treibt, wird
der Beobachtermit Entschiedenheitentgegentreten, ihr mit der Fackel der Wahrheit ins Gesicht leuchten, sie mit den Waffen des
Rechts und der Wahrheit zu bekämpfen suchen. Sagt man: »es hilft doch nichts— gegen die Gewalt kann man nicht an
und die Reaction hat jetzt die Gewalt", so erwiedernwir: auch ein Wassertropfen, der immer auf dieselbe Stelle fällt, höhlt
endlich einen Stein aus. Wir dürfen nicht den Muth verlieren, — wir müssen beharrlich sein! — mit den Waffen der Wahr¬
heit und des Rechts kämpft es sich gut und wenn diese Waffen auch augenblicklich nicht siegreich zu sein scheinen, so wollen wir
sie doch um alles in der Welt nicht mit andern vertauschen, wollen sie nicht aus den Händen geben, sondern sie muthig schwingen
und, eingedenk des Wassertropfens, immer auf dieselbe Stelle damit klopfen— item, es hilft.

Daß die Wahrheit und das freie Wort, daß die Sache des Volks, die der Beobachter nach Kräften zu vertreten sucht,
im Oldenburger Lande viele und eifrige Anhänger zählt, davon giebt die große Theilnahme, welche der Beobachter von je her,
besonders aber in neuester Zeit gefunden hat, ein erfreulichesZeichen. Den eifrigen Mitarbeiternam Beobachter statten wir
hiermit unfern Dank ab und bitten zugleich dringend, ihren Eifer nicht erkalten zu lassen, sondern in der bisherigen Weise
fortzuwirken für die gute Sache.

Noch bemerken wir, daß »Der Beobachter " , durch die ihm kürzlich zugewendete regere Theilnahme dazu in den
Stand gesetzt, sich mit Nächstem in einem bessern gefälliger» Kleide— bestehend aus neuen Lettern und besserem Papiere —
seinen Lesern präsentiren wird. Auch wird durch die neue Schrift mehr Inhalt ermöglichtwerden.

Deutschland.
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(22 . Sitzung, März 20.) Tagesordnung.
Zunächstwurde die Abstimmung in der Titel¬
srage, welche in der vorigen Sitzung Stim¬
mengleichheitergebenhatte, wiederholt. Der
Minderheitsantrag wurde mit großer Mehr¬
heit angenommen. Die armen Staatsdiener!
Sie werden dadurch für eine Zeit lang ihrer
köstlichen Hoftitel beraubt, mit deren harmo¬
nischem Klange so Manchersich berauscht. Ge¬
duld, ihr Herrn! Vorläufig nur bis zum
neuen Dicnstgesctze. Es wird schon nachhclfen
und die Stufenleiterwieder aufrichten, auf
der Ihr zu den Himmeln der Hähern und
höchsten Titel hinanklimmen, von denen
herab Ihr in mächtiger Erhabenheit auf
das Menschcnvolkunter Euch hcrabschauen
könnt.

Dann folgte die Fortsetzungder Revisions¬
verhandlung.

In Beziehung auf die Bestimmung des
Staatsgrundgesetzes(Art. 37) :

»Die Polizeibehörde muß Jeden, den sie
in Verwahrung genommenhat, im Laufe
des folgenden Tages entwederfrei lassen
oder der richterlichen Behörde übergeben"

wurde ein Antrag von Finckhs, nach welchem
das Verfahren lediglich den Polizeibehörden
zu überlassen, nach kurzer Debatte gegen den
Ausschußantragangenommen.

Die Forderung des Entwurfs, daß die Be¬
stimmungim Staatsgrundgesetze(Art. 38) :

»Bei politischen Untersuchungen finden
allgemeine Haussuchungennicht statt",

gestrichen werde, wurde nach kurzer Debatte,
woran sich der Abg. WibelI. für Beibehal¬
tung der staatsgrundgesetzlichenBestimmung
und Selckmann II. für deren Streichung be¬
theiligten, zum Beschlüsse erhoben.

Eine lange und lebhafte Debatte veranlaßt
der Art. 41 des Staatsgrundgesetzes, wo der

Entwurfdie Todesstrafe auch beim Stand¬
recht wieder einführt.

Mölling und Niebour erhoben sich gegen
den Zusatz, welcher bestimmt, daß wo das
Standrecht angeordnet wird: ( Art. 922 des
Strafgesetzbuchs)

1) wegen Aufruhrs im 2. Grade,
2) beim Uebcrhandnehmen von Mord,

Raub und Brandlegung
auch die standrechtliche Strafe (Todesstrafe)
ftattfinde. Erstererging auf die Gründe des
Berichts ein: daß zunächst die gesunde Natur
und Sinn der Bevölkerung die Nothwendtg-
keit der Standrcchtserklärung sehr unwahr¬
scheinlich mache; daß von diesem Standpunkte
aus der Zusatz unuöthig sei, da Gesetze der
Natur, dem Verhältnisseund Bedürfnisseder
Bevölkerung entsprechen, nicht aber für höchst
unwahrscheinlicheund mögliche Fälle erlassen
werden müßten. Er schied hierauf die Fälle
1 und2. Für letztere sei die Wiedereinfüh¬
rung der standrechtlichen Todesstrafe durch«
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